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KURZ KOMMENTIERT

Stahlindustrie

Falsches Signal

Der Tarifabschluß in der westdeutschen Stahlindustrie 
ist wenig geeignet, die Befürchtungen zu zerstreuen, daß 
die Lohnentwicklung in diesem Jahr aus dem Ruder lau­
fen könnte. Zwar dürften die vereinbarten Lohn- und Ge­
haltssteigerungen in einem Gesamtvolumen von 6,35% 
eigentlich keine „Pilotfunktion“ für die diesjährigen Tarif- 
verhandlungen haben, denn der Stahl-Kompromiß gehört 
im Prinzip noch zur letztjährigen Lohnrunde. Natürlich 
wird er aber schon wegen der zeitlichen Nähe nicht ohne 
Auswirkungen auf die anstehenden Tarifverhandlungen 
bleiben. Unter diesem Aspekt ist es wichtig, daß der ei­
gentliche Abschlußsatz noch knapp unter der 6-Prozent- 
Grenze gehalten wurde; vor allem durch eine zusätzliche 
Einmalzahlung -  als nachträglichen Ausgleich für die 
gute Konjunktur des Jahres 1991 -  wird das Gesamter­
gebnis über diese Schwelle gehievt.

In die konjunkturelle Landschaft dieses Jahres, die mit 
dem Prädikat „leichte Expansion“ sogar noch recht opti­
mistisch beschrieben sein dürfte, passen Abschlüsse mit 
einer Größenordnung wie bei Stahl nicht. Sie würden das 
Kosten- und Preisklima weiter verschlechtern, die Stabili­
sierungsbemühungen der Bundesbank unterlaufen und 
damit auch Zinssenkungen verhindern. All das würde die 
ohnehin schon labile Konjunktur in Westdeutschland zu­
sätzlich belasten und das Risiko einer Rezession spürbar 
erhöhen; außerdem würde die aufkeimende wirtschaftli­
che Belebung in den neuen Bundesländern behindert. Da 
die negativen Effekte überzogener Lohnabschlüsse übli­
cherweise erst mit einiger Verzögerung durchschlagen, 
würden bei einer Fortsetzung der bisherigen Lohnpolitik 
bereits jetzt die Weichen für 1993 falsch gestellt, ew

Weitung des Währungsgebietes auf die neuen Bundes­
länder, die im Jahr 1991 erstmals für ganze zwölf Monate 
zur Wirkung kam. Im Jahr davor schlug dieser Effekt nur 
mit sechs Monaten zu Buche; außerdem hatte der Kurs­
verfall des Dollars eine abschreibungsbedingte Minde­
rung des Bundesbankgewinns um 5,3 Mrd. DM zur Folge 
gehabt. Auch waren die Zinsen für Ausleihungen der Bun­
desbank 1991 höher als im Jahr davor.

Die eindrucksvolle Höhe des Bundesbankgewinns 
hat die Diskussion um dessen „gerechte“ Verteilung 
neu entfacht. Insbesondere wird die Forderung erho­
ben, neben dem Bund auch die Länder an der Ausschüt­
tung zu beteiligen. Für die volkswirtschaftlichen Konse­
quenzen der Gewinnausschüttung ist aber nicht dessen 
Verteilung auf die verschiedenen Gebietskörperschaf­
ten von Bedeutung, sondern die Art der Verwendung 
dieser zusätzlichen Finanzierungsmittel. Hierbei ist zu 
bedenken, daß die Entstehung dieses Gewinns auf 
einer Besteuerung beruht: besteuert wird die Benut­
zung von Zentralbankgeld zur Abwicklung wirtschaftli­
cher Aktivitäten in einer Höhe, die über die Kosten 
seiner Bereitstellung hinausgeht. So entsteht eine 
Monopolrente, weil -  abgesehen von den Münzen -  nur 
die Bundesbank das gesetzliche Zahlungsmittel produ­
ziert. Die wohlfahrtsökonomisch optimale Lösung wäre 
es daher, diese Rente anteilig den Benutzern von Zen­
tralbankgeld zu erstatten. Dies ist aber nicht praktika­
bel. Immerhin profitiert bei der gegenwärtigen Praxis -  
dem Umweg über den Staatshaushalt -  die Gruppe der 
Steuerzahler Aber auch dies gilt nur, wenn der Zentral­
bankgewinn nicht zu einer Ausweitung der Staatsquote 
mißbraucht wird. Ob diese Gefahr bei den Ländern klei­
ner ist als beim Bund? fr

Bundesbankgewinn

Diskussion um „gerechte“ Verteilung

Der auf der Geschäftstätigkeit im Jahr 1991 basierende 
Gewinn der Deutschen Bundesbank und die entspre­
chende Ausschüttung an den Bund wird in diesem Jahr 
außergewöhnlich hoch ausfallen. Geschätzt wird die 
Höhe der Ausschüttung auf ca. 18 Mrd. DM und damit auf 
5 Mrd. DM mehr als der bisherige Rekordwert des Jahres 
1984. Hauptursache für diesen Ertragsschub ist die Aus-
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Transrapid

Doppelgleisige Verkehrspolitik

Verkehrsminister Krause, Forschungsminister Riesen­
huber und Bundes- und Reichsbahnchef Dürr stellten 
kürzlich gemeinsam eine Expertenstudie vor, die der Ma­
gnetschwebebahn Transrapid die Einsatzreife bestätigt. 
Sie sprachen sich für eine erste Anwendungsstrecke zwi­
schen Hamburg und Berlin aus, die auch in den Verkehrs­
wegeplan aufgenommen werden soll. Der Bau der 
Strecke soll ausschließlich privat finanziert werden, und 
die Bahn will den Betrieb der Strecke übernehmen.
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Die Stärke des Transrapid dürfte jedoch eher auf länge­
ren Strecken liegen. Allenfalls hier kann er rentabel fah­
ren, soweit es auch tatsächlich gelingt, seine Fahrpreise 
unter denen entsprechender Flugtickets anzusiedeln. 
Außerdem macht die Bahn dem Transrapid und damit 
sich selbst Konkurrenz, indem sie -  was an sich wesent­
lich sinnvoller ist und verkehrstechnisch völlig ausrei­
chen würde -  die Strecke Hamburg-Berlin für den ICE 
ausbaut, der diese Distanz dann in weniger als zwei Stun­
den bewältigen könnte. Dabei könnten als positiver Ne­
beneffekt auch größere Mengen Güter erheblich schnel­
ler als bisher befördert werden, deren Transport durch 
den Transrapid nicht in einem ausreichenden Maß mög­
lich ist.

Diese doppelgleisige Verkehrspolitik -  einerseits der 
Streckenausbau für den ICE und andererseits der Bau 
des Transrapid, der kaum einen Zeitvorteil bietet-läßt be­
fürchten, daß die Magnetschwebebahn nur zur Rechtfer­
tigung der mittlerweile bereits geleisteten 1,6 Mrd. DM 
Forschungsförderung, aus Prestigegründen oder als frag­
würdige öffentliche Verkaufshilfe aufgestellt werden soll. 
Eine Demonstrations- und Teststrecke gibt es jedoch be­
reits im Emsland; eine weitere wird nicht benötigt, cw

Deutschland -  Rußland

Neuordnung der Beziehungen

M it dem Fahnenwechsel über dem Kreml ist die Neuord­
nung der Wirtschaftsbeziehungen mit der ehemaligen 
Sowjetunion zu einem zwingenden Anliegen geworden. 
Ein besonderer Stellenwert wird künftig den deutsch-rus­
sischen Wirtschaftsbeziehungen zukommen; zum einen 
vereinigt Rußland den größten Teil des Wirtschaftspoten­
tials der ehemaligen Sowjetunion, das für die auf Export 
und Internationale Kooperation ausgerichtete deutsche 
Wirtschaft nicht ohne Bedeutung sein kann, zum anderen 
schickt sich das Land selbst an (z.B. in der Verschuldens­
frage), die Nachfolge der Sowjetunion anzutreten. Gute 
Chancen für eine intensive Zusammenarbeit bieten sich 
nach den offiziellen Gesprächen insbesondere im Roh­
stoffsektor, in der Nahrungsmittelindustrie, beim Ausbau 
und Aufbau einer modernen Verkehrs- und Telekommuni­
kationsinfrastruktur sowie im Bereich Textil und Beklei­
dung.

Deren Nutzung wird jedoch durch die miserable Devi­
senlage Rußlands stark beeinträchtigt. Auch die Bonner 
Hermes-Garantie mit einem Plafond von 5 Mrd. DM für 
alle GUS-Staaten, die eine wichtige Stütze insbesondere 
für die ostdeutschen Exporteure bildet, wird den deutsch­

russischen Handel nicht beleben können; trotz florieren­
der Barter-Geschäfte und einer möglichen Ausweitung 
des Plafonds ist 1992 im besten Fall mit einer Stagnation 
der Umsätze auf dem Vorjahresniveau zu rechnen.

Ohne die vielfältigen Aktivitäten auf Regierungsebene 
(Vorbereitung von Investitionsschutzabkommen, Einrich­
tung von Delegiertenbüros, Beratungsdienste) in ihrer 
Bedeutung zu unterschätzen, können entscheidende Im­
pulse für den gegenseitigen Handel nur durch konse­
quente marktwirtschaftliche Reformen in Rußland be­
wirkt werden. Diese beinhalten auch einen Struktun/van- 
del, der erst günstige Voraussetzungen für das westliche 
Kapital schaffen wird. ap

EG-Binnenmarkt

Gefährliche Protektionsklausel

Der EWG-Vertrag wird nach den Maastrichter Beschlüs­
sen auch nach 1992 die Protektionsklausel des Art. 115 
beibehalten, die den freien Warenverkehr in der Gemein­
schaft einschränkt. Sie erlaubt EG-Ländern, die Einfuhr­
beschränkungen gegenüber Drittländern unterhalten, 
Umwegeinfuhren über andere Mitgliedsländer mit libera­
lerem Außenhandelsregime dann zu unterbinden, wenn 
diese zu „wirtschaftlichen Schwierigkeiten“ führen.

Unter dem Gesichtspunkt des prioritären Ziels der 
Vollendung des Binnenmarktes hat diese Protektions­
klausel zugunsten nationaler Industrien keine Daseins­
berechtigung mehr. Das gilt um so mehr, als die Inan­
spruchnahme in den letzten Jahren erheblich zurückge­
gangen ist. Unverständlich ist, daß die Bundesrepublik 
und andere Länder, die den Art. 115 schon lange nicht 
mehr in Anspruch nehmen, nicht auf dessen Tilgung aus 
dem Vertrag gedrungen haben. Auch der Kommission ist 
hier der Vorwurf mangelnder Initiative zu machen.

Bedenklich stimmt vor allem, daß der Art. 115 künftig 
in verschärfter Form gelten soll. Reaktiviert wurde, wenn 
auch mit gewissen Einschränkungen, der nur für die 
IJbergangsphase zum Gemeinsamen Markt geltende 
und daher seit 1970 nicht mehr anwendbare Absatz 2 der 
Klausel für Dringlichkeitsfälle. Mitgliedsländer ersuchen 
danach die Kommission um Genehmigung von Restrik­
tionsmaßnahmen und ergreifen selbst die Maßnahmen. 
Hier besteht die Gefahr, daß ein Tor für autonome indu­
striepolitische Aktivitäten geöffnet wird. Es ist zu hoffen, 
daß die Kommission solchen Entwicklungen entge­
genwirkt, indem sie Forderungen nach Anwendung von 
Art. 115 äußerst restriktiv mit der Tendenz zur generellen 
Verweigerung handhabt. kr

62 WIRTSCHAFTSDIENST 1992/11


